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Schlappe in Spandau

Warnung vor dem Flugverkehrsmonopol

Hunderte Neonazis wollten am Samstag in Berlin Rudolf Heß’ gedenken. Weit kamen 
sie nicht. Protokoll eines gescheiterten Aufmarschs. Von Lothar Bassermann

Air-Berlin-Verkauf: Beratungsgremium der Bundesregierung rät von Bevorzugung der Lufthansa ab

Mehr als 2.500 Menschen ha-
ben sich am Samstag in Ber-
lin-Spandau an Protesten 

und Blockaden gegen einen Neonazi-
aufmarsch zu Ehren des Hitler-Stellver-
treters Rudolf Heß beteiligt. Ihnen stan-
den rund 900 Personen gegenüber. Die 
Neofaschisten hatten seit Monaten bun-
desweit für die Veranstaltung anlässlich 
des 30. Todestages des NS-Kriegsver-
brechers geworben und wollten damit an 
entsprechende Aufmärsche in Wunsie-
del anknüpfen.

Seit dem Ableben von Heß hält sich 
in der rechten Szene die Legende, er 
habe nicht Suizid begangen, sondern sei 
im Gefängnis ermordet worden. In der 
bayerischen Kleinstadt Wunsiedel hat-
ten sich um die Jahrtausendwende bis 
zu 4.500 Geschichtsrevisionisten und 
Antisemiten an den jährlichen Märschen 
beteiligt, ehe im Jahr 2005 eine Geset-
zesnovelle der Bundesregierung und Ge-
richtsentscheide dem Treiben ein Ende 
bereiteten.

Zu einem Verbot der Naziveranstal-
tung unter dem Motto »Mord verjährt 
nicht, gebt die Akten frei – Recht statt 
Rache!« hatten sich Berlins Behörden 
nicht durchringen können. Begründet 
wurde die Passivität mit der Sorge, ei-
ne Verbotsverfügung könnte vor Gericht 
kassiert werden. Innensenator Andreas 
Geisel (SPD) ließ sich am Samstag vom 
Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB) 
mit den Worten zitieren, die »freiheit-
lich-demokratische Grundordnung« gel-
te »leider auch für Arschlöcher«.

Damit lag es an einer aktiven Stadt-
gesellschaft, den neuen und alten Nazis 
mit Widerstand zu begegnen. Bürger 
Spandaus und zahlreiche vorwiegend 
aus anderen Bezirken Berlins Angereiste 
engagierten sich gegen den Aufmarsch. 
Zu den Protesten aufgerufen hatten 
Parteien, Bezirksinitiativen und Antifa-
gruppen, darunter die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes – Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschisten 
(VVN-BdA).

Bereits um elf Uhr sammelten sich 
die Gegendemonstranten nördlich des 
Bahnhofs Spandau zu einem Protestzug. 
Ihr Ziel war der etwa zwei Kilometer ent-
fernte Standort des ehemaligen Kriegs-
verbrechergefängnisses in der Spandau-
er Wilhelmstadt, in dem sich Heß am 

17.  August 1987 umgebracht hatte und 
das nach seinem Tod abgerissen worden 
war. Allerdings zogen schon während 
der Demonstration Hunderte Teilneh-
mende in umliegende Seitenstraßen. 
Sie wollten die Rechten gar nicht erst 
dorthin marschieren lassen und deren 
Route so empfindlich verkürzen. Zeit-
gleich strömten auf der anderen Seite 
des Spandauer Bahnhofes Neonazis auf 
ein mit »Hamburger Gittern« begrenz-
tes Gelände, das sie erst nach intensiven 
Vorkontrollen betreten durften.

Die Behörden hatten im Vorfeld 
Auflagen gegen die Rechten verhängt, 
nach denen Heß weder »in Wort, Schrift 
noch Bild« verherrlicht werden dürfe. 
Die Teilnehmer, vorwiegend Anhän-
ger von NPD, Kameradschaften und 
der Partei »Die Rechte«, wollten dies 
nicht akzeptieren. Sie riefen das Ver-
waltungsgericht an, das am Freitag die 
Auflagen größtenteils bestätigte. Auch 
martialische Marschmusik blieb verbo-
ten. Zudem hatten die Organisatoren des 
Aufmarschs den Teilnehmern eigene 
»Regeln« nahegelegt, etwa weiße Ober-
bekleidung, kein Alkohol und keine Zi-
garetten. Die Kleidervorschrift war aller-

dings weit mehr als der Hälfte ziemlich 
egal, und auch mit dem Verzicht auf die 
Genussmittel nahmen es viele nicht so 
genau.

Gegen 13.30 Uhr setzten sich die Neo-
nazis schließlich auf der Klosterstraße 
in Bewegung. An ihrer Spitze trugen sie 
ein Transparent mit dem Spruch »Ich 
bereue nichts« – ein Zitat von Heß. Den 
Satz äußerte er während des Nürnberger 
Kriegsverbrecherprozesses am 31. Au-
gust 1946 und bezog sich mit ihm auf 
sein Wirken während des deutschen Fa-
schismus. Berlins Polizei gab über den 
Mikrobloggingdienst Twitter bekannt, 
dass sie hier »keinen Verstoß« gegen 
die Auflage sehen könne, Heß nicht zu 
verherrlichen.

Rund 200 Meter nach seinem Beginn 
musste der Aufmarsch bereits stoppen: 
Zahlreiche Menschen hatten die Kreu-
zung Klosterstraße/Seeburger Straße 
blockiert. Nach mehreren Räumungs-
versuchen kapitulierte die Polizei. Die 
Gunst der Stunde nutzte ein Gegende-
monstrant: Er entriss einem Neonazi ei-
ne der zahlreichen schwarz-weiß-roten 
Fahnen und konnte seinen Verfolgern 
entkommen. Diesem Ereignis folgten 

nach Berichten von Augenzeugen gegen-
über junge Welt mehrere Attacken von 
nun vermummten und mit Handschuhen 
ausgerüsteten Neonazis auf Umstehen-
de. Polizisten griffen zunächst nicht ein, 
nahmen aber später zwei der Angreifer 
fest. Dennoch wies die Polizeieinsatz-
leitung den Marschierenden eine Ersatz-
route über die Altonaer Straße zu. Auch 
diesen Weg begleiteten Aktivisten mit 
lautstarkem Protest. Gegen 16 Uhr en-
dete der Zug der Neonazis am Bahnhof 
Spandau.

Nach Angaben der Nachrichtenagen-
tur dpa waren weitere rund 250 Neona-
zis am Samstag in Falkensee (Branden-
burg) unterwegs. Dort hatte die Gruppe 
demnach eine Spontandemonstration 
angemeldet und war etwa zwei Stunden 
durch die Straßen gezogen. Aus dem 
Zug heraus seien Schaufenster eines 
Büros der Grünen beschädigt worden. 
Auch hier habe es Gegendemonstranten 
gegeben. Die Gruppe der Rechten hatte 
es nicht bis nach Spandau geschafft, da 
es wegen Brandanschlägen auf Bahnan-
lagen zu Zugausfällen gekommen war. 
Über Urheber oder Motivation der An-
schläge ist bislang nichts bekannt.

Wer bekommt die Unterneh-
mensteile der insolventen 
Fluggesellschaft Air Berlin? 

Im Ringen um die Aufteilung der Firma 
hat nun der Vorsitzende der Monopol-
kommission, Achim Wambach, vor ei-
ner politisch motivierten Bevorzugung 
der Lufthansa gewarnt. Zwar sei nichts 
gegen einen höheren internationalen 
Marktanteil der Fluggesellschaft einzu-
wenden. Kritisch sei es aber, wenn nach 
Aufkäufen durch die Lufthansa »auf 
Wettbewerb auf deutschen Flugstrecken 
verzichtet würde«, so Wambach gegen-
über Welt am Sonntag. Eine Wettbewerb-
seinschränkung auf den Inlandsstrecken 
führe nur zu weniger Innovationen und 
unattraktiveren Produkten, sagte Wam-
bach weiter. Die Monopolkommission 
ist ein vorgeblich unabhängiges Berater-
gremium der Bundesregierung in Wett-

bewerbsfragen.
Zuvor hatte das Deutsche Zentrum 

für Luft- und Raumfahrt (DLR) in ei-
ner Studie für die Rheinische Post die 
Befürchtung geäußert, die Lufthansa 
könnte durch eine Übernahme von Air 
Berlin auf vielen Strecken eine Mo-
nopolstellung oder Marktanteile von 
mehr als 70 Prozent erreichen. Medien-
berichten zufolge haben auch die Tho-
mas-Cook-Tochter Condor sowie der 
britische Billigflieger Easyjet Interesse 
an Teilen der Air Berlin.

Air Berlin hatte am Dienstag Insol-
venz in Eigenverwaltung angemeldet. 
Große Teile der Airline könnten an die 
Lufthansa gehen, sofern das Kartellamt 
zustimmt. In der Vergangenheit hat sich 
die Bundesregierung jedoch schon über 
Entscheide der Behörde hinweggesetzt. 
Zuletzt geschah das, als der damalige 

Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gab-
riel (SPD) einen Verkauf der Filialen der 
Supermarktkette Kaiser’s Tengelmann 
an Edeka per Ministererlaubnis geneh-
migte.

Air-Berlin-Chef Thomas Winkel-
mann sagte Bild am Sonntag, es habe 
insgesamt bisher Gespräche mit zehn 
Interessenten gegeben, »darunter mit 
mehreren Fluglinien«. Er äußerte die 
Erwartung, es werde letztlich »zwei oder 
drei Käufer geben«. Der Verkauf solle 
spätestens im September abgeschlossen 
werden, um eine lange Hängepartie zu 
vermeiden.

Auch der Nürnberger Unternehmer 
Hans Rudolf Wöhrl meldete Interesse 
an einer Übernahme von Air Berlin an. 
Sein Vorschlag, die Airline als Ganzes 
zu erhalten, stieß jedoch auf Ablehnung 
von seiten der Bundesregierung. »Das 

Modell Air Berlin als eine eigenständige 
Airline ist ja gescheitert«, sagte Wirt-
schaftsstaatssekretär Matthias Machnig 
dem Sender RBB. Man müsse »nüchtern 
zur Kenntnis nehmen, dass man jetzt 
mehrere Partner braucht«.

Machnig erklärte auch, es werde kei-
nen Zuschlag alleine an den deutschen 
Marktführer geben. »Das wäre kartell-
rechtlich und wettbewerbsrechtlich gar 
nicht möglich«, versicherte der SPD-Po-
litiker im RBB. Für eine starke Stellung 
der Lufthansa war zuvor besonders Bun-
deswirtschaftsminister Alexander Dob-
rindt (CSU) eingetreten.

Air Berlin setzt mit Hilfe eines Über-
brückungskredits der Bundesregierung 
vorerst den Flugbetrieb fort. Die dafür 
bereitgestellten 150 Millionen Euro rei-
chen aber nur für wenige Monate. 

 (AFP/jW)

Umfrage: Bildung für 
Deutsche am wichtigsten
Berlin. Für die deutschen Bür-
ger sind laut einer Umfrage 
weder die Zuwanderung noch 
die Elektromobilität die ent-
scheidenden Themen bei der 
Bundestagswahl, sondern 
Bildung, Altersarmut und Kri-
minalitätsbekämpfung. Das hat 
eine repräsentative Umfrage des 
Meinungsforschungsinstituts 
Emnid ergeben, die im Auftrag 
der Springer-Zeitung Bild am 
Sonntag erstellt wurde. Dem-
nach nannten 75 Prozent der 
Befragten die Schaffung gleicher 
Bildungschancen für alle Kinder 
als äußerst oder sehr wichtig. 
Der Kampf gegen Kriminalität 
und Terrorismus – was genau da-
runter zu fassen ist, wurde in der 
Befragung nicht ausgeführt – ist 
für 69 Prozent bedeutend. Als 
weitere wichtige Themen ergab 
die Umfrage eine Verbesserung 
der Kranken- und Pflegeversor-
gung sowie einen besseren Um-
welt- und Klimaschutz mit je-
weils 65 Prozent. Eine Senkung 
von Steuern und Abgaben gaben 
nur 38 Prozent der Befragten als 
Priorität an.  (AFP/jW)

Gabriel schließt »große 
Koalition« nicht aus
Berlin. Bundesaußenminister 
Sigmar Gabriel (SPD) schließt 
eine Fortsetzung der Koalition 
seiner Partei mit CDU und CSU 
nach der Wahl nicht kategorisch 
aus. Am Sonntag erklärte er: 
»Weder die CDU/CSU noch 
wir möchten eine Fortsetzung 
der großen Koalition.« Doch 
am Ende würden die Wählerin-
nen und Wähler über mögliche 
Konstellationen entscheiden, so 
Gabriel. Dass seine Partei sich 
einer Regierungsbeteiligung 
auch verweigern könnte, führte 
er nicht aus.  (dpa/jW)

Stundenlang waren Antifaschisten im Berliner Stadtteil Spandau unterwegs, um einen Aufmarsch von Neonazis zu verhindern
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Zitat des Tages

Der Grünen-Vorsitzende Cem 

Özdemir forderte am Sonntag 

im Gespräch mit dem Deutsch-

landfunk rhetorische Zurückhal-

tung von der Bundesregierung 

und setzte dabei abermals die 

Europäische Union mit ganz  

Europa gleich

Bitte nicht großmäulig 
reden in Europa.

… unterwegs!

Besuchen Sie uns an  
unseren Ständen!  

Kommen Sie mit uns ins 
Gespräch und stöbern Sie 
in unserem Shopangebot!
Sonnabend, 26.8., ab 9.30 Uhr
Sommerfest der Linken in 

Potsdam, Lustgarten
Sonnabend, 26.8., ab 10 Uhr
Friedensfest Graal-Müritz


